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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Doiiinger, Dr. Müiier-Hermann, 

Dr. Narjes, Zeyer, Vehar und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5338 - 

betr. Betriebsbesichtigungen und Teiinahme an Personaiversammiungen bzw. 
bei Unternehmen mit Bundesbeteiiigungen 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
24. Juni 1976 - VIII A2 - 0 1942 - 7/76 - im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft namens der Bundesregie- 
rung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Die Bundesregierung hat am 6. Mai 1976 auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Jenninger bezüglich des Auftretens von Bun- 
deskanzler Helmut Schmidt vor der Personalversammlung des 
Postamtes Hamburg-Bergedorf erklärt, daß diese Personalver- 
sammlung förmlich geschlossen wurde, als der Bundeskanzlei 
in der Dienststelle erschien. Wie ist diese Antwort mit den Aus- 
führungen des dortigen Personalratsvorsitzenden Horst Sattler 
zu vereinbaren, der nach den Ausführungen in der Deutschen 
Post Nr. 9 vom 5. Mai 1976 wörtlich erklärte: „Im neuen Per- 
sonalvertretungsgesetz ist die Behandlung tarif-, besoldungs- 
und sozialpolitischer Themen bei der Personalversammlung aus- 
drücklidi vorgesehen. Es ist doch keine Parteipolitik, wenn wir 
den obersten Dienstherrn und Verantwortlichen für die ein- 
schneidenden Sparmaßnahmen im öffentlichen Dienst die Ur- 
sachen und Gründe seiner Handlungen darlegen lassen."? 

Die Bundesregierung sieht keinen Widerspruch zwischen der 
Darstellung des tatsächlichen Ablaufs, die sie in ihrer Antwort 
auf die Frage des Abgeordneten Jenninger gegeben hat, und 
den Ausführungen des Personalratsvorsitzenden Sattler zur 
Rechtslage nach dem Personalvertretungsgesetz. 


2. Welche Betriebsbesichtigungen sind für die Zeit bis zum 3. Ok- 
tober 1976 und bei welchen Unternehmen mit Bundesbeteili- 
gung (einschließlich Bahn, Post) vorgesehen; 

a) vom Bundeskanzler, 

b) von Bundesministern und parlamentarischen Staats- 
sekretären, 

c) von beamteten Staatssekretären? 

3. An welchen Personalversammlungen und Betriebsversammlun- 
gen bei Unternehmen mit Bundesbeteiligungen sollen in der 
Zeit bis zum 3. Oktober 1976 die unter 2. genannten Politiker 
bzw. Beamte teilnehmen? 
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4. Ist die Bundesregierung bereit, auf Betriebsbesichtigungen und 
Teilnahme an Betriebsversammlungen von Unternehmen mit 
Bundesbeteiligung vor der Bundestagswahl am 3. Oktober zu 
verzichten, um damit ein Beispiel zu geben, wie Politik aus 
Betrieben herausgehalten werden kann? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihren Antworten vom 
21. April 1976 (Drucksache 7/5073) und 4. Juni 1976 (Druck- 
sache 7/5306) dargelegt, daß es zu begrüßen ist, wenn auch 
Mitglieder der Bundesregierung im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen bei Betriebs- und Belegschaftsversammlungen 
mit den Belegschaften die sie und den Betrieb unmittelbar be- 
treffenden Fragen auf dem Gebiet der Sozial- und Wirtschafts- 
politik erörtern und sich aus erster Hand über die Probleme 
der Arbeitnehmer informieren. Dies gilt auch für Unternehmen, 
an denen der Bund beteiligt ist. Eine Politisierung der Betriebe 
ist damit nicht verbunden. 

Angehörige des in der Anfrage genannten Personenkreises 
werden nach dem gegenwärtigen Stand bis zum 3. Oktober 1976 
voraussichtlich an fünf Betriebsversammlungen und einer Be- 
triebsbesichtigung teilnehmen. 


5. Ist die Bundesregierung andernfalls bereit anzuerkennen, daß 
Bundesunternehmen dem gesamten Volk und nicht einzelnen 
Parteien gehören, und ist sie deshalb bereit, mit den drei Frak- 
tionen des Bundestages gemeinsame Richtlinien bis 30. Juni 
1976 über solche Besuche, soweit sie mit den gesetzlichen Be- 
stimmungen in Übereinstimmung sind, zu vereinbaren, um den 
drei Bundestagsfraktionen gleiche Chancen einzuräumen? 

Die Bundesregierung hält Richtlinien zur Regelung von Be- 
suchen bei Bundesunternehmen nicht für angebracht. Derartige 
Besuche finden, soweit sie nicht einer dienstlichen Informations- 
pflicht des zuständigen Ministers oder Staatssekretärs ent- 
sprechen, auf Einladung der Geschäftsführungen und Beleg- 
schaftsvertreter des Unternehmens statt; diese Einladungen 
können nicht durch Richtlinien reglementiert werden. Im übri- 
gen sind damit allen drei Bundestagsfraktionen grundsätzlich 
gleiche Möglichkeiten eingeräumt. 
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